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auch ökonomische Chancen sieht: ökonomische 
Chancen für eine nachhaltige Landwirtschaft und für 
den Standort. Man sollte auch damit werben, also 
nicht nur feststellen, dass Nordrhein-Westfalen gen-
technikfrei ist, sondern das auch zu einer Marke 
machen: Nordrhein-Westfalen – gut, lecker, ohne 
Gentechnik. Ich glaube, dass wir damit auch im 
Wettbewerb zu anderen Regionen stehen.  

Wenn zum Beispiel der Kollege Söder für Bayern 
sagt, er braucht keine Gentechnik, und Bayern zum 
Feinkostladen der Republik machen möchte, dann 
müssen wir diese Herausforderung auch für unse-
ren Standort, für unsere Landwirtschaft und für un-
sere Produkte annehmen. Wir haben mindestens 
genauso viel zu bieten wie Bayern. 

(Beifall von der SPD, von den GRÜNEN und 
von der LINKEN) 

Das ist auch eine ökonomische Herausforderung, 
im Übrigen auch für unsere Pflanzenzüchterinnen 
und -züchter und unsere Saatgutwirtschaft. Auch 
das ist ein Standortfaktor und sollte von uns ge-
pflegt werden. 

Deshalb liegt in der Marke „Gentechnikfreies Nord-
rhein-Westfalen“ auch eine große Chance für den 
Wirtschaftsstandort. Es ist ein Teil der Arbeit des 
Netzwerks in einer solchen Regioneninitiative. Es 
hat sich gezeigt, dass die Regionen, die dieser Initi-
ative beigetreten sind, über die Zeit auch voneinan-
der profitieren. Deshalb ist es richtig, eine solche 
Initiative zu fordern. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen von der CDU, wenn 
es in einer großen Koalition in Thüringen möglich 
ist, einer solchen Initiative beizutreten, dann ist es 
doch auch möglich, dass Sie dem Antrag heute zu-
stimmen. Ich jedenfalls würde mir das wünschen. – 
Vielen Dank. 

(Beifall von der SPD und von den GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Danke schön, 
Herr Minister. – Weitere Wortmeldungen, liebe Kol-
leginnen und Kollegen, liegen mir nicht vor. 

Wir kommen jetzt zur Abstimmung über den An-
trag Drucksache 15/1060. Es handelt sich hier, wie 
gesagt, um einen Antrag der Fraktionen von SPD 
und Bündnis 90/Die Grünen: „Nordrhein-Westfalen 
wird gentechnikfreie Region in Europa“. Wer diesem 
Antrag zustimmen möchte, den bitte ich um das 
Handzeichen. – Das sind die Fraktionen von SPD, 
Bündnis 90/Die Grünen und Linker. Wer stimmt da-
gegen? – Das sind die Fraktionen von CDU und 
FDP. Damit ist der Antrag Drucksache 15/1060 
zweifelsfrei mit dem festgestellten Stimmergebnis 
angenommen.  

Ich schließe den Tagesordnungspunkt 4 und rufe 
auf Tagesordnungspunkt  

5 Landesregierung muss zusätzliche Mittel für 
den Straßenerhalt in NRW bereitstellen, um 
Winterschäden nachhaltig zu beseitigen 

Antrag 
der Fraktion der CDU 
Drucksache 15/1072 

Ich eröffne die Beratung und erteile Herrn Lehne für 
die CDU das Wort. 

Olaf Lehne (CDU): Frau Präsidentin! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Liebe Kolleginnen 
und Kollegen! Klimawandel hin oder her, wir haben 
seit langer Zeit endlich wieder einen normalen 
Winter gehabt. 

(Oliver Keymis [GRÜNE]: Wie: gehabt?)  

– Wir haben ihn, tatsächlich, stimmt. – Die Folgen 
sind leider gravierend. Schlaglöcher über Schlaglö-
cher tun sich auf, und dies bei leeren Kassen in den 
Kommunen, im Land und auch im Bund.  

Hinzu kommt, dass vor 2005 die rote wie später die 
rot-grüne Landesregierung über Jahrzehnte die 
Landesstraßen hat verwahrlosen lassen, was bei 
einem harten Winter natürlich entsprechend zu Bu-
che schlägt.  

Immer wenn die Grünen mitregieren, werden Lü-
ckenschlüsse, Neubauplanungen gestoppt, und 
dies, obwohl die Verkehrssysteme selbst gemein-
sam nicht mehr in der Lage sind, die Verkehre, auch 
öffentliche Personennahverkehre, aufzunehmen.  

Die Infrastruktur in Nordrhein-Westfalen ist mehr als 
gefährdet. Es gilt, intelligente Lösungen zu finden, 
die Straßensanierungen, Lückenschlüsse und auch 
neue Strecken ermöglichen. Nur wenn alle Ver-
kehrssysteme mit Sachverstand gemeinsam aus-
gebaut werden, ist ein dauerhaftes Verkehrsdesas-
ter zu vermeiden.  

Die CDU-Minister Wittke und Lienenkämper haben 
es nach Jahrzehnten der Stagnation geschafft, Pla-
nungen und Neubauten wie auch die Sanierung der 
Landesstraßen nach vorne zu bringen. Herr Minister 
Voigtsberger hat mit seinem grünen Staatssekretär 
ein Elf-Punkte-Programm aufgestellt, das leider das 
Papier, auf dem es steht, nicht wert ist. Herr Minis-
ter, Sie wollten als Asphalttiger starten und landen 
bereits heute als Papiertiger.  

Es reicht nicht aus, die Winterdienste von orange-
nem Licht auf blaues Licht umzurüsten. Vielmehr ist 
es erforderlich, dass die Landesregierung nach En-
de der Frostperiode eine Erhebung über die ent-
standenen Winterschäden im nordrhein-westfäli-
schen Straßennetz durchführt und in den Landes-
haushalt 2011 durch Umschichtungen bzw. Einspa-
rungen die erforderlichen Mittel zur Beseitigung der 
witterungsbedingten Schäden einstellt. Dies macht 
aber nur dann Sinn, wenn die Landesregierung 
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schnell handelt, damit die Schäden vor Beginn der 
nächsten Frostperiode beseitigt werden und sich 
der Sanierungsstau im nordrhein-westfälischen 
Straßennetz nicht weiter vergrößert. 

Meine Damen und Herren von der Landesregie-
rung, Sie meinen zu regieren. Dann machen sie 
dies auch, und ziehen Sie nicht durchs Land und 
versprechen Dinge, die Sie nicht halten können! 

Die schwarz-gelbe Landesregierung hat sich 2005 
trotz übernommener desaströser Haushaltslage 
Gestaltungsspielraum geschaffen und zum Beispiel 
für Schulen, Kindergärten und Straßen viel Geld zur 
Verfügung gestellt. Selbst nach „Kyrill“ wurden Son-
derprogramme aufgelegt, die vor Ort geholfen ha-
ben. Dies ging nur durch eine intelligente Umschich-
tung und nicht wie bei Ihnen durch die Aufnahme 
weiterer Schulden.  

Herr Staatssekretär Becker, legen Sie Ihre grün-
ideologisch gefärbte Brille weg und kümmern Sie 
sich um das Wohl der nordrhein-westfälischen Be-
völkerung, auch wenn sich die grüne Dagegen-
Partei bis dato lediglich dadurch auszeichnet, gegen 
Straßen, Kraftwerke, gut funktionierende Schulsys-
teme usw. zu sein.  

Wenn die neue Landesregierung erklärt, dass bei 
Landesstraßen Erhaltung und Sanierung vor Neu-
bau kommen müssen, so ist es unsere Oppositi-
onsaufgabe, den Städten und Gemeinden zu erklä-
ren, dass sie die notwendigen Umgehungsstraßen 
unter einer rot-grünen Regierung nicht bekommen 
werden,  

(Jochen Ott [SPD]: Heuchelei, reine Heu-
chelei) 

die Verkehre weiter auf wintergeschädigten Rum-
pelpisten donnern und die Schäden an den Straßen 
noch größer werden. 

(Jochen Ott [SPD]: Wo haben Sie denn ge-
baut?) 

– Gucken Sie sich die Listen an! Lassen Sie es sich 
vortragen, Herr Kollege! Sie wissen es genau. – 
Dies geht ausschließlich zulasten der Kommunen. 
Das muss man sich mal vorstellen. 

Da berichtet die „Welt am Sonntag“ am 16. Januar 
2011, dass der grüne Umweltminister Remmel unter 
anderem Schirmherr einer Veranstaltung ist, die den 
Ausbau der A 52 zwischen Gelsenkirchen und Es-
sen verhindern soll. Das ist eine Region, die mehr 
als alle anderen dringend infrastrukturelle Maßnah-
men braucht. Sie gehen hin, verhindern Lücken-
schlüsse und die Entlastung der Anwohner und för-
dern hierdurch den Schwertlastverkehr durch die 
Orte. Das ist grüner Umweltschutz! Verkehrsland 
Nordrhein-Westfalen, gute Nacht! 

(Zuruf von Jochen Ott [SPD]) 

Was soll der Bürger von einem Minister wie Herrn 
Voigtsberger halten, der am 23. Dezember 2010 in 

einer Pressemitteilung Folgendes erklärt hat. Mit Er-
laubnis der Präsidentin darf ich zitieren: 

„Angesichts der anhaltenden witterungsbedingten 
Probleme bei den Hauptverkehrsträgern Bahn, 
Schiene und Straße fordert NRW-Verkehrs-
minister Harry K. Voigtsberger mehr Engagement 
von den Verkehrsträgern, aber auch mehr Beteili-
gung auf allen politischen Ebenen.“  

Fordern, aber selbst verhindern – diese Rechnung 
kann nicht aufgehen. Zaudern Sie nicht, Herr 
Voigtsberger, sondern handeln Sie! 

Ich weiß, dass dies mit der Dagegen-Partei, den 
Grünen, und deren Staatssekretär kaum möglich ist. 
Sie tragen Verantwortung. Werden Sie dieser ge-
recht!  

Das Verhalten der Landesregierung ist blanker 
Hohn. Was sollen die Kommunen denn machen? 
Erst bekommt die rot-grüne Minderheitsregierung 
das neue GFG nicht hin und haut den Kommunen 
die größtenteils abgeschlossenen Haushaltsbe-
rechnungen kaputt, kürzt noch die Zuweisungen in 
den kreisangehörigen Räumen um 133 Millionen €, 
gibt kein Geld für Umgehungsstraßen aus – und 
zuallerletzt will Rot-Grün dann noch mehr Engage-
ment.  

(Zuruf von Jochen Ott [SPD]) 

Ein Politiker kann viel erzählen, Herr Voigtsberger. 
Bitte erzählen Sie, Herr Voigtsberger, diesem Hau-
se doch einmal, wie und wo Sie umschichten wol-
len. 

(Das Ende der Redezeit wird angezeigt.) 

Einsparpotenziale gäbe es zum Beispiel bei den 
Versorgungsposten für gescheiterte Genossen, die 
in ihren Wahlkreisen nicht mehr gewählt wurden. 
Spätestens seit gestern müsste auch diese Landes-
regierung begriffen haben, dass Geld nicht durch 
eine ewig weitere Neuverschuldung beschafft wer-
den kann. 

Insofern war und ist das Handeln der Landesregie-
rung unverantwortlich, … 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Sie achten auf 
die Redezeit? 

Olaf Lehne (CDU): … insbesondere für die nach-
folgende Generation. Die Schlaglöcher auf den 
Straßen sind Ihre Schlaglöcher, Herr Voigtsberger. 
Setzen Sie sich für eine Bestandsaufnahme und 
ein Sofortprogramm ein! Die läppische Aufsto-
ckung um nur 5 Millionen € hilft nicht weiter. Das 
wissen Sie. Sie reicht noch nicht einmal für kosme-
tische Reparaturen. 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Herr Lehne, 
Ihre Redezeit ist lange überschritten. 
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Olaf Lehne (CDU): Ich bin sofort fertig. 

Die „Westfalenpost“ beschreibt die Situation richtig: 
Voigtsberger will durch Krisenfonds Aktivität de-
monstrieren, doktert aber nur an den Symptomen 
herum. Wer Nordrhein-Westfalen mobil halten will, 
muss deutlich mehr Geld in das Straßennetz ste-
cken und investieren. 

(Jochen Ott [SPD]: So wie Sie! – Vizepräsi-
dentin Carina Gödecke räuspert sich.) 

Es ist kaum anzunehmen, dass die Grünen hier 
mitziehen werden. Da ist das Palaver über Blaulicht 
und Martinshorn weniger riskant. 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Ihre Redezeit! 

Olaf Lehne (CDU): Gestalten Sie endlich und pa-
lavern Sie nicht! Ich bitte das Haus, unserem An-
trag zuzustimmen. – Herzlichen Dank. 

(Beifall von der CDU und von der FDP) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Danke schön, 
Herr Lehne. – Für die SPD-Fraktion spricht Kollege 
Berghahn. 

Ich will noch einmal einen Spruch meiner Vizepräsi-
dentenkollegin Frau Freimuth verwenden: Wenn man 
sich hier stark räuspert, hat man in den seltensten 
Fällen wirklich eine Erkältung, sondern dann sind wir 
mit der Redezeit schon arg über dem Limit. – Aber 
jetzt hat der Kollege Berghahn das Wort. 

Jürgen Berghahn (SPD): Vielen Dank. Frau Prä-
sidentin, ich werde darauf achten. Verehrte Kolle-
ginnen und Kollegen! Herr Lehne, vielen Dank für 
Ihren Beitrag. Ich hatte einen Moment lang überlegt, 
ob ich in einer Karnevalssitzung bin. 

(Beifall von der SPD) 

Wenn man von „Schlaglöchern des Ministers“ 
spricht, ist das schon starker Tobak. Wenn man 
sagt, ein Elf-Punkte-Programm des Ministers sei 
auch nichts wert, und bringt Blaulichter als Beispiel, 
bringt es etwas, die elf Punkte einmal durchzulesen. 
Vielleicht sind Sie auch nur traurig, dass Sie selber 
während Ihrer Zeit kein Punkte-Programm auf die 
Beine bekommen haben. 

(Beifall von der SPD und von den GRÜNEN – 
Jochen Ott [SPD]: Bei euch fällt der Winter 
aus!) 

Kommen wir zum Thema! Der Antrag der Fraktion 
der CDU ist im Grunde genommen zu begrüßen – 
zeigt er doch, dass die CDU erkannt hat, dass die 
Instandhaltung der Straßen in Nordrhein-Westfalen 
von großer Bedeutung ist. Leider hört es dann aller-
dings schon mit den Erkenntnissen aufseiten der 
CDU auf. Der Antrag geht nämlich – wie man so 

schön sagt – am Ziel vorbei. Sie fordern die Landes-
regierung auf, Maßnahmen zur Behebung der zu-
sätzlichen Winterschäden an den Straßen des Lan-
des zu ergreifen. 

Nun, verehrte Kolleginnen und Kollegen der CDU, 
dazu braucht es nicht Ihre Aufforderung. Das ist Ta-
gesgeschäft der Landesregierung beziehungsweise 
des Landesbetriebs „Straßen.NRW“. Entsprechende 
Maßnahmen sind vom Landesbetrieb schon ergriffen 
worden. Schäden werden im Rahmen der Erhaltung 
der Verkehrssicherheit bereits behoben. Dass es sich 
dabei witterungsbedingt zunächst nur um vorläufige 
Reparaturmaßnahmen handelt, dürfte ebenfalls be-
kannt sein. Nachhaltige Sanierungsmaßnahmen 
werden bei Einsetzen besseren Wetters folgen. Ent-
sprechende zusätzliche Finanzmittel – hören Sie gut 
zu! – sind aufgrund der Erfahrungen vergangener 
Jahre eingeplant. 

Des Weiteren verlangen Sie, verehrte Kolleginnen 
und Kollegen der CDU, dass die Landesregierung 
dafür Sorge trägt, dass die Schäden behoben wer-
den und der Sanierungsstau nicht zusätzlich ver-
größert wird. Falls es Ihnen entgangen ist: Die Lan-
desregierung und die sie tragenden Koalitionsfrakti-
onen aus Bündnis 90/Die Grünen und SPD messen 
dem Straßenerhalt eine höhere Bedeutung zu als 
dem Neubau. Insofern wird es hier zu einer Mit-
telumschichtung innerhalb des Landeshaushalts 
kommen, die Ihren Antrag erübrigt. 

Die Winterschäden aus den Jahren 2009 und 2010 
und des jetzigen Wintereinbruchs decken Ihre Ver-
säumnisse der vergangenen Jahre nun auf – Ver-
säumnisse, die Sie in Person der alten Landesregie-
rung zu verantworten haben. 

(Jochen Ott [SPD]: So ist das!) 

So hat sich gezeigt, dass der Anteil der vorgeschä-
digten Straßen seit 2008 um 33 % zugenommen 
hat. Die Folge ist, dass die Sanierungsarbeiten jetzt 
deutlich aufwändiger und somit in Summe natürlich 
auch teurer sind. Die Winterschäden zeigen, dass 
unsere Neuausrichtung zugunsten des Straßener-
halts richtig war und ist. 

(Beifall von Jochen Ott [SPD]) 

Das war längst überfällig. Diese Neuausrichtung 
haben wir mit unserem Koalitionspartner vereinbart 
und im Koalitionsvertrag festgeschrieben. Dagegen 
haben Sie, meine Damen und Herren von CDU und 
FDP, landauf, landab Stimmung gemacht und da-
gegen gesprochen. Sie haben das Ende des Stra-
ßenbaus durch das Land posaunt. Jetzt laufen Sie 
dem Thema nach. – Wer zu spät kommt, den be-
straft der Wähler, kann ich da nur sagen. Wir ma-
chen es besser. 

(Lachen von Dietmar Brockes [FDP]) 

Der Haushaltsansatz wurde bereits zuvor gegen-
über dem alten Ansatz auf 78,5 Millionen € erhöht. 
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Darüber hinaus bietet die Landesregierung den 
Kommunen Hilfe bei dieser Aufgabe an. 

Wie Minister Voigtsberger in der Veranstaltung zur 
Wintermobilität am 17. Januar dankenswerterweise 
verkündet hat, wird das Land mit seinen Förderbe-
stimmungen Gelder aus dem Entflechtungsgesetz 
zur Verfügung stellen, soweit den Kommunen an 
einer grundhaften Sanierung gelegen ist. Das ist ei-
ne wirksame Hilfe vor Ort. Der nachhaltige Sub-
stanzerhalt unserer Landstraßen wird zielgenau an-
gepackt. Hilfen für die Kommunen kommen hinzu. 
Für diese vorausschauende Politik gebührt der 
Landesregierung unser Dank. 

Ihr Antrag, meine Damen und Herren von der CDU, 
ist somit obsolet und abzulehnen. – Vielen Dank für 
Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall von der SPD und von den GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, 
Herr Kollege Berghahn. Die Redezeit haben Sie in 
der Tat eingehalten. – Als Nächster hat für die 
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen Herr Kollege Klo-
cke das Wort. 

Arndt Klocke (GRÜNE): Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Herr Lehne, Sie sind eigent-
lich ein kluger Kopf. Ich frage mich immer wieder: 
Wer schreibt eigentlich Ihre Reden? Sie kommen 
nämlich vom Höcksken aufs Stöcksken. Dass Sie 
nicht noch die Gemeinschaftsschulen reingepackt 
haben und eventuell die Schlaglöcher vor den grü-
nen Gemeinschaftsschulen besser saniert werden 
als die vor den von den Grünen angeblich kritisier-
ten Hauptschulen, war das Einzige, was in Ihrer 
Rede noch fehlte. 

(Dietmar Brockes [FDP]: Sie verwechseln 
das mit dem Umweltminister!) 

Ich würde einfach sagen: Thema verfehlt. – Grund-
sätzlich ist Ihr Antrag ja begrüßenswert. Das, was 
Sie formulieren, haben SPD und Grüne in ihrem 
Koalitionsvertrag stehen. Dazu hat der Minister hier 
am Montag einen Kongress und eine Beratung 
durchgeführt. Das wird kommen. Von daher laufen 
Sie offene Türen ein. Auch des Antrages hätte es 
nicht bedurft. 

Wir werden den Antrag heute deswegen nicht an-
nehmen, weil Sie sich an dem Punkt einen schlan-
ken Fuß machen, da Sie nämlich nicht die Frage 
beantworten, was Sie zwischen 2005 und 2010 ge-
macht haben. 

(Jochen Ott [SPD]: Das ist die Frage!) 

Ich möchte einmal aus Ihrem Punkt 3 des Antrags 
vorlesen. Dort schreiben Sie, vonseiten der Landes-
regierung sei „dafür Sorge zu tragen, dass die 
Schäden vor Beginn der folgenden Frostperiode 
beseitigt werden können“ – sie mag eventuell im 

Januar oder Februar noch anstehen –, „damit der 
Sanierungsstau im nordrhein-westfälischen Stra-
ßennetz nicht zusätzlich vergrößert wird.“ Ich frage 
mich: Wer hat denn hier zwischen 2005 und 2010 
regiert? Wer hat den Verkehrsminister gestellt? 
Woher kommt der Sanierungsstau? – Punkt eins. 

Punkt zwei möchte ich gerne von Ihnen beantwortet 
haben. Leider sehen wir hier nur leere Reihen. Ei-
gentlich müsste man diese Frage jetzt Herrn La-
schet oder Herrn Laumann oder Herrn Papke stel-
len: Die Kommunen haben einfach zu wenig Geld 
für Straßensanierungen. 

Das ist nächste Woche Thema im Stadtrat in Köln. 
Ich selber kann es auch bestätigen: Ich fahre jeden 
Morgen von Nippes zum Hauptbahnhof mit dem 
Fahrrad. Dort sind Löcher, die zwar auch schon im 
letzten Jahr da waren, aber jetzt keine Löcher mehr 
sind, sondern Krater geworden sind. Wenn man das 
in diesem Jahr nicht ausbessert, haben wir im 
nächsten Jahr fast mehr Loch als Straße.  

Warum gehen die Kommunen dieses Thema nicht 
an? – Weil in den Gemeindesäckeln die Gelder feh-
len. Wir haben hier im letzten Herbst gemeinsam – 
damit meine ich die CDU, die SPD, die Linke, die 
Grünen und teilweise auch die FDP – einen kommu-
nalen Stützungspakt beschlossen. Sie wollten bei Ih-
rer Bundesregierung Druck machen. Sie haben mit 
Herrn Bahr und Herrn Röttgen zwei Parteivorsitzen-
de, die direkt am Kabinettstisch sitzen. Warum pas-
siert hinsichtlich der Entlastung der Kommunen von 
den Soziallasten nichts? Warum werden die Kosten 
der Unterbringung nicht so, wie wir es beschlossen 
haben, zur Hälfte vom Bund getragen? – Da frage ich 
mich, ob Ihre beiden Landesvorsitzenden in Berlin 
am Kabinettstisch … 

(Dietmar Brockes [FDP]: Wer hat das denn 
beschlossen?) 

– Das haben wir hier alle miteinander beschlossen, 
und Sie stellen gerade die Bundesregierung. 

(Dietmar Brockes [FDP]: Unter Steinbrück!) 

Da Sie möchten, dass die Kommunen für die Stra-
ßensanierung mehr Geld im Stadtsäckel haben, 
frage ich mich, warum Sie in Berlin nicht bei Ihren 
eigenen Leuten durchdringen, damit es zu einer 
entsprechenden Entlastung kommt. Das ist doch die 
entscheidende Frage. 

(Beifall von der SPD – Dietmar Brockes 
[FDP]: Das war Ihre Bundesregierung, die 
den Murks gemacht hat!) 

– Sie sind lange genug dran, um es entsprechend 
voranbringen zu können. 

Die Frage lautet auch: Warum ist der Landesbetrieb 
Straßen.NRW so runtergewirtschaftet, wie er run-
tergewirtschaftet ist? – Die roten Zahlen in den Bü-
chern sind doch evident. 

(Beifall von den GRÜNEN) 
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Dieser Betrieb ist doch ein Konkursfall. Was haben 
Sie in den letzten fünf Jahren diesbezüglich eigent-
lich gemacht? – Das ist doch die entscheidende 
Frage. 

(Jochen Ott [SPD]: Den hat die FDP vor die 
Wand gefahren!) 

Um es zusammenzufassen: Die Sanierungsnot-
wendigkeit wird von uns gesehen. Insofern treffen 
Sie mit Ihrem Antrag bei uns auf offene Ohren. Den 
Antrag können wir allerdings nicht annehmen. Denn 
Sie müssten klar Butter bei die Fische geben und 
sagen, was Sie vonseiten der Bundesregierung zu 
machen bereit sind und was in den Jahren 2005 bis 
2010 war. Da das in diesem Antrag fehlt, werden wir 
ihn ablehnen. Die Sanierung wird trotzdem stattfin-
den. 

Und dass die Grünen das blockieren könnten – Herr 
Becker hat ja gar keine grüne Brille auf, die er ab-
nehmen könnte –, ist völliger Unsinn. Wir haben In-
teresse an guten, soliden Straßen. Deswegen steht, 
auch auf unser Drängen hin, im Koalitionsvertrag: 
Wir setzen auf Erhalt statt auf Ausbau. – Das wird 
der Verkehrsminister, das wird das Land entspre-
chend umsetzen. – Danke für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall von den GRÜNEN und von der SPD) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, 
Herr Kollege Klocke. – Für die FDP-Fraktion hat 
jetzt Herr Brockes das Wort. 

Dietmar Brockes (FDP): Vielen Dank. – Frau Prä-
sidentin! Herr Kollege Klocke, das haben Sie eben 
wohl verwechselt: Es waren nicht die Straßen vor 
den Gemeinschaftsschulen, sondern die Zufahrts-
straßen zum Haus Ihres Umweltministers, die bes-
ser geräumt waren als die anderen Straßen. 

(Britta Altenkamp [SPD]: Herr Brockes wollte 
damit sagen: Seine auch nicht!) 

– Ah ja. Aber Sie haben es verstanden.  

Meine Damen und Herren, der frühe Wintereinbruch 
mit gewaltigen Schneefällen und anhaltend tiefen 
Temperaturen hat bei allen Verkehrsträgern zu 
massiven Problemen geführt. Natürlich kann nie-
mand eine Garantie dafür geben, dass der Verkehr 
auf Straße, Schiene und in der Luft bei extremen 
Wetterlagen absolut reibungslos verläuft. Es muss 
aber alles dafür getan werden, die Mobilität auch bei 
winterlichen Bedingungen so gut wie möglich zu 
gewährleisten. 

(Beifall von der FDP) 

Sichere Mobilität ist zu jeder Jahreszeit eine grund-
legende Voraussetzung für das störungsfreie Funk-
tionieren von Wirtschaft und Gesellschaft. Wenn Ar-
beitnehmer nicht pünktlich zur Arbeit kommen, Kin-
der nicht in die Schule gehen können und Waren 
ihre Empfänger nicht erreichen, darf man das nicht 

klaglos hinnehmen und einfach zur Tagesordnung 
übergeben. Hieraus müssen Konsequenzen gezo-
gen und offensichtliche Ursachen für das Winter-
chaos abgestellt werden. 

(Beifall von der FDP) 

Es ist deshalb zu begrüßen, meine Damen und Her-
ren, dass der Minister am Montag dieser Woche zu 
einem Forum eingeladen hat, um mit den verant-
wortlichen Akteuren Lösungsvorschläge für eine 
bessere Wintermobilität zu erarbeiten. Wir werden 
das für alle Verkehrsträger im Einzelnen auch noch 
im Verkehrsausschuss erörtern. Die FDP-Fraktion 
wird Sie gerne dabei unterstützen, damit sich bis 
zum kommenden Winter deutliche Verbesserungen 
einstellen. 

Heute, meine Damen und Herren, geht es zunächst 
einmal nur um die dramatischen Schäden, die der 
Wintereinbruch auf den Straßen in Nordrhein-
Westfalen hinterlassen hat. Die CDU greift mit ihrem 
Antrag ein Thema auf, das auf dem „Forum Win-
termobilität“ nicht annähernd gelöst wurde. Fest 
steht: Wir werden jedes Jahr erneut die gleiche Dis-
kussion über die Wintermobilität führen dürfen, 
wenn die Misere der Straßenerhaltung nicht gelöst 
wird. Das gilt insbesondere für das Land und in 
noch stärkerem Maße für die Kommunen. 

(Jochen Ott [SPD]: Genau!) 

Den Bund lasse ich hier außen vor, da dieser bei 
der Erhaltung seiner Straßen seine Hausaufgaben 
anständig gemacht hat. 

(Jochen Ott [SPD]: Und uns das Geld weg-
genommen hat!) 

Für den Bereich der Autobahnen und Bundesstra-
ßen hat der Bund trotz des Auslaufens der Konjunk-
turprogramme die Mittel für die Straßenerhaltung 
auf rund 2,2 Milliarden € erhöht. Damit stehen Er-
haltungsmittel in auskömmlicher Höhe zur Verfü-
gung. 

Meine Damen und Herren, das Hauptproblem der 
Gemeinden und des Landes ist nicht die Verkehrs-
sicherheit an sich. Die Löcher lassen sich, wie der 
letzte Winter gezeigt hat, mit überschaubarem Auf-
wand stopfen. Wenn aber nur provisorisch geflickt 
wird, ist das weder zielführend noch nachhaltig. 
Denn vielleicht müssen Fahrbahndecken auf großer 
Fläche saniert werden. Dies dient der Wirtschaft-
lichkeit und der Nachhaltigkeit der Reparatur. Des-
halb müssen wir die Winterproblematik gemeinsam 
mit der künftigen Erhaltungsstrategie des Landes 
diskutieren. 

Zunächst brauchen wir eine aktuelle Erhaltungsbe-
darfsprognose. Auf dieser Grundlage muss eine 
nachhaltige Erhaltungsstrategie, die unser Netz win-
terfest macht, vereinbart und umgesetzt werden. Ich 
kann bisher leider nicht erkennen, dass die Landes-
regierung eine solche Erhaltungsstrategie verfolgt. 
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Dass Herr Minister Voigtsberger stolz verkündet, 
das Lande werde die Mittel für die Landesstra-
ßenerhaltung von 73 Millionen € im Jahr 2010 
auf 78,5 Millionen € im Jahr 2011 anheben, ist 
noch lange kein Grund zum Jubeln. Denn damit 
liegen die Erhaltungsinvestitionen immer noch 
um 1,5 Millionen € unter dem Ansatz des Jahres 
2009. Ich darf in Erinnerung rufen, dass CDU 
und FDP zwischen 2005 und 2010 die jährlichen 
Aufwendungen für die Straßenerhaltung um 
durchschnittlich 50 % gegenüber dem bei der 
Regierungsübernahme von Ihnen, von Rot-Grün, 
vorgefundenen Ansatz von 48 Millionen € ge-
steigert haben. Herr Kollege Klocke, da sehen 
Sie, wo die Probleme in Wirklichkeit entstanden 
sind. 

(Zuruf von Britta Altenkamp [SPD]) 

In den Koalitionsvereinbarungen von Rot-Grün wird 
die Erhöhung der Erhaltungsleistung als wesentli-
cher Grund für die Zerschlagung des Landesstra-
ßenausbauprogramms angegeben. Die uns jetzt 
präsentierten Zahlen belegen allerdings, dass eine 
deutliche Steigerung der Erhaltungsaufwendungen 
gar nicht vorgesehen ist bzw. nicht erreicht wird. 

(Das Ende der Redezeit wird signalisiert.) 

In der Summe werden dem Straßenausbau und der 
Straßenerhaltung offensichtlich Mittel entzogen, 
meine Damen und Herren. Letztlich kommt es nur 
zur Einstellung des Straßenausbaus und zur Ver-
hinderung neuer Ortsumgehungen. Das kann aus 
unserer Sicht nicht der richtige Weg sein. 

(Beifall von der FDP) 

Hier bedarf es dringend zusätzlicher Unterstützung 
gerade auch der Kommunen durch das Land. 

(Vizepräsidentin Carina Gödecke räuspert 
sich.) 

Ich sage Ihnen in Anbetracht der heutigen Debatte 
ganz klar: Das ist im Haushalt zu erwirtschaften. 
Dafür braucht man keine zusätzlichen Schulden. 

(Jochen Ott [SPD]: Aha! Danke für die Ho-
telsteuer!) 

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. Ihnen, Frau 
Präsidentin, wünsche ich gute Gesundheit. 

(Beifall von der FDP) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Danke schön, 
das war es aber nicht. Die Gesundheit ist nicht das 
Problem, sondern das Überziehen Ihrer Redezeit. – 
Frau Kollegin Beuermann für die Fraktion Die Linke. 

(Jochen Ott [SPD]: Steuern senken und 
gleichzeitig Straßen sanieren!) 

Bärbel Beuermann (LINKE): Herzlichen Dank, 
meine Damen und Herren, für diesen Antrag, den 
Sie uns auf den Tisch gelegt haben.  

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Da-
men und Herren! Die Verärgerung in der Bevölke-
rung über die Schlaglochpisten überall im Land ist 
wirklich immens. Auf den Straßen in Herne zum 
Beispiel befindet sich statistisch gesehen alle 40 m 
ein Schlagloch. Die Schlaglöcher sind schon fast so 
tief wie die Haushaltslöcher in den Kommunen. 

Schon in den vergangenen Jahren wurde viel Flick-
schusterei auf den Straßen betrieben. Das rächt 
sich nun. Es fehlt nicht mehr viel, und wir haben den 
Straßenzustand in den neuen Bundesländern vor 
20 Jahren erreicht. Bundesweite Erhebungen zei-
gen, dass nirgendwo in Deutschland die Straßen in 
einem so schlechten Zustand sind wie in den über-
schuldeten Kommunen des Ruhrgebiets. Dieser 
Zustand ist symptomatisch für die chronische Be-
nachteiligung der Städte und Gemeinden. 

Besser sieht es natürlich auf den fast 2.000 km Au-
tobahnen in Nordrhein-Westfalen aus. Dort sind die 
Frostschäden längst nicht so schlimm wie auf den 
kleineren Straßen. Das ist auch kein Wunder, denn 
der Bund stellt die Gelder zur Verfügung, die not-
wendig sind, um den Belag auf den Autobahnen re-
gelmäßig zu erneuern. 

Seit Jahren ist der kommunale Straßenbau unterfi-
nanziert. Gerade die CDU/FDP-Landesregierung 
hat mit ihrer die Kommunen belastenden Sparpolitik 
dazu beigetragen, dass die Straßenunterhaltung 
nicht mehr im notwendigen Umfang erfolgen konn-
te. Es ist uns allen bekannt, dass die Frostschäden 
dort am heftigsten auftreten, wo der Zustand der 
Straßen am schlechtesten ist. Jedes auch noch so 
große Schlagloch hat seine Karriere als kleiner Riss 
begonnen. 

Der harte Winter hat nun schonungslos den desola-
ten Zustand unserer Straßen sichtbar werden las-
sen. Angesichts der immensen Schäden und der 
dramatischen Haushaltssituation sind die Städte 
und Gemeinden aus eigener Kraft nicht in der Lage, 
die winterbedingten Schäden zu beseitigen. Aber 
Flickschusterei bringt Land, Städte und Kommunen 
auch nicht weiter. Daher lehnt Die Linke diesen An-
trag ab. 

(Beifall von der LINKEN) 

Meine Damen und Herren von der CDU-Fraktion, 
Sie haben offensichtlich auch erkannt, wie es um 
die Straßen steht. In der „ADAC Motorwelt“ vom 
März 2010 hat der ehemalige Ministerpräsident 
Rüttgers verkündet – ich zitiere mit Ihrer Erlaubnis, 
Frau Präsidentin –: Wir haben in NRW ein Sonder-
programm für die Beseitigung von Schlaglöchern 
aufgelegt. – So weit, so gut. 

Bei der Umsetzung hat es aber mehr als gehapert, 
denn beschlossen wurde dieses Sonderprogramm 
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nie. Haben Sie erkannt, dass es nur ein Flickwerk 
werden würde, Kolleginnen und Kollegen von der 
CDU, die noch im Raum sind? Oder hat Sie damals 
der Mut verlassen? Aber egal – im Vergleich zum 
vernachlässigten Schienennetz war diese Haltung 
der Rüttgers-Regierung wenigstens konsequent. 

Grundlegende Änderungen bei der Unterhaltung der 
Straßen sind erforderlich, damit eine solche Ent-
wicklung gar nicht erst eintreten kann. Land und 
Kommunen müssen die Mittel zur Verfügung haben, 
die eine gute Straßenerhaltung ermöglichen. Dafür 
muss der Erhalt der bestehenden Infrastruktur ganz 
klar Vorrang vor dem Neubau haben. Damit ist 
schon viel erreicht. Die Linke versteht den Koaliti-
onsvertrag der rot-grünen Landesregierung als 
Schritt in die richtige Richtung. 

Meine Damen und Herren der CDU, wenn Sie for-
dern, dass die zusätzlichen Mittel für den Straßen-
bau neutral für den Haushalt sein sollen, müssen 
Sie uns auch verraten, womit Sie die vielen Schlag-
löcher gestopft haben wollen: etwa mit den Mitteln 
für die Kinderbetreuung oder die sozialen Einrich-
tungen? Oder wollen Sie vielleicht bei Lehrkräften, 
bei Polizisten oder bei dringend benötigten Zu-
kunftsinvestitionen einsparen? Das sollten sie uns 
verraten. 

(Jochen Ott [SPD]: Unnötige Details! – Hei-
terkeit von der SPD) 

Die Linke will, dass geprüft wird, ob die vom Minis-
terium veranschlagten 78,8 Millionen € für die Lan-
desstraßenerhaltung angemessen sind oder ob aus 
den Mitteln für den Straßenneubau umgeschichtet 
werden muss. Besonders den armen Kommunen 
muss das Land bei der Beseitigung der Winter-
schäden unter die Arme greifen.  

Aus diesem Grunde, liebe Kolleginnen und Kollegen 
von der CDU, würde ich mir an Ihrer Stelle überle-
gen, ob dieser Antrag aufrechterhalten bleiben soll. 
Wir lehnen ihn auf jeden Fall ab. – Danke. 

(Beifall von der LINKEN und von der SPD) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, 
Frau Kollegin Beuermann. – Für die Landesregie-
rung spricht jetzt Herr Minister Voigtsberger. 

Harry Kurt Voigtsberger, Minister für Wirtschaft, 
Energie, Bauen, Wohnen und Verkehr: Frau Präsi-
dentin! Meine Damen und Herren! Ich muss sagen, 
Herr Lehne: Was für ein Auftritt! Sie haben in der 
Tat karnevalistisches Talent. Machen Sie etwas 
daraus. Damit kommen Sie noch ganz groß her-
aus. Davon bin ich überzeugt. 

(Beifall von der SPD und von den GRÜNEN – 
Heiterkeit von Olaf Lehne [CDU]) 

Denn Sie wissen natürlich, Herr Lehne: Sie haben 
nicht meine Schlaglöcher beschrieben, sondern die 

Schlaglöcher von Herrn Lienenkämper und wahr-
scheinlich noch diejenigen von Herrn Wittke. 

(Beifall von der SPD und von den GRÜNEN – 
Britta Altenkamp [SPD]: Die größeren sind 
von Herrn Wittke!) 

Herr Lienenkämper ist vorsichtshalber erst gar nicht 
gekommen. 

(Ralf Witzel [FDP]: Was sagen Sie denn zu 
Ihren?) 

Sie wissen natürlich, dass eine Straße lange ge-
schädigt sein muss. Bis ein Schlagloch entsteht, 
muss sie schon jahrelang in einem schlechten Zu-
stand sein. Dann kommt erst das Schlagloch. 

(Zuruf: Das war noch Rot-Grün!) 

– Ich habe in Erinnerung, dass Sie in den letzten 
fünf Jahren die Verantwortung getragen haben. 

(Ralf Witzel [FDP]: Sagen Sie doch etwas zu 
Ihren eigenen Schlaglöchern!)  

Meine Damen und Herren, natürlich ist es wichtig 
und richtig für unser Land, dass wir auch unter win-
terlichen Bedingungen die Mobilität aufrechterhal-
ten; das kann gar nicht anders sein. Deswegen ha-
ben wir schon vor Weihnachten zum Gipfel der Win-
termobilität eingeladen. Da war Ihr Antrag noch in 
weiter Ferne. Wir haben alle wichtigen Akteure aus 
den Bereichen Straßen-, Schienen- und Luftverkehr 
zu diesem Gipfel eingeladen, um uns über die Mobi-
lität im Winter zu unterhalten.  

Ich muss sagen: Die Veranstaltung war ausgespro-
chen erfolgreich. Sehr viele Ideen sind dabei ent-
standen. Wir werden mit der Umsetzung dieser 
Ideen in der Zukunft Herausforderungen besser als 
bisher bestehen. Es gibt sogar noch einen Nach-
klang. Herr Becker und ich haben heute mit Vertre-
tern des Flughafens Düsseldorf gesprochen, die 
sich, inspiriert durch diese Konferenz, noch einmal 
Gedanken über Notfallpläne und Ähnliches gemacht 
haben. Diese haben wir heute mit ihnen erörtert. In-
soweit ist die Konferenz sehr gut angekommen. Alle 
Akteure haben das bestätigt. Wir werden davon 
auch in der Zukunft erheblich profitieren.  

Natürlich gehört zur Mobilität, dass die Straßen in 
Ordnung sind und auch im Winter vernünftig genutzt 
werden können. Ich muss Ihnen sagen: Auch nach 
dem, was Sie in den Zeitungen und im Fernsehen 
verfolgen konnten, ist der Zustand unserer Straßen 
in der Tat schockierend. So habe ich mir das auch 
nicht vorgestellt.  

(Zuruf von Olaf Lehne [CDU]) 

Woher kommt das? Jahrelang unterlassene Erhal-
tungsmaßnahmen haben die Schädigungen letztlich 
herbeigeführt, die dann bei einem harten Winter 
durch Schlaglöcher ganz offenkundig werden. Das 
Schlagloch ist also nicht der Anfang des Stra-
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ßenschadens, sondern eigentlich das Ende. Vorher 
ist schon sehr viel versäumt worden.  

Meine Damen und Herren, es war in der Tat so 
schlimm, dass wir ganze Straßenzüge aufgrund der 
Schlaglöcher sperren mussten, um die Sicherheit 
noch zu gewährleisten. Ich muss sagen: Dass es so 
weit kommen konnte, war längst vorauszusehen. 
Hätten Sie in Untersuchungen hineingeschaut, hät-
ten Sie das deutlich ablesen können, vor allem auch 
in Ihrer Regierungszeit.  

Ich nenne Ihnen nur zwei Zahlen. Bei einer Unter-
suchung über den Zustand unserer Landesstraßen, 
die alle zwei Jahre durch den Landesbetrieb bzw. 
durch externe Gutachter untersucht werden, wurde 
2004 festgestellt, dass 41 % unserer Landesstraßen 
in einem schlechten bis sehr schlechten Zustand 
sind. Bei der Untersuchung 2008 wurde festgestellt, 
dass 55,5 % aller Landesstraßen in schlechtem o-
der sehr schlechtem Zustand waren. Das waren al-
so 15 % mehr.  

(Jochen Ott [SPD]: Aha! Hört, hört!) 

Das kann nur bedeuten, dass Sie in dieser Zeit an 
der Erhaltung nichts getan haben.  

(Zuruf von Jochen Ott [SPD]) 

Zwei schwere Winter kommen noch dazu: der Win-
ter 2009/2010 und der jetzige Winter. Herr Lehne, 
wir können davon ausgehen, dass sich der Zustand 
der Straßen weiter verschlechtert hat. Wir sind na-
türlich dabei, wieder eine Erhebung durchzuführen. 
Sie läuft derzeit. Wir müssen davon ausgehen, dass 
etwa zwei Drittel unserer Landesstraßen in einem 
schlechten bis sehr schlechten Zustand sind.  

Die Landesregierung hat das natürlich erkannt und 
umgesteuert; das wissen Sie genau. Seit Mitte letz-
ten Jahres gilt: Erhaltung vor Neubau. Wenn wir das 
bestehende Straßensystem nicht leistungsfähig hal-
ten, nutzt es uns nichts, irgendwo 10 oder 15 km 
dazu zu bauen, wenn das Bestehende zerfällt und 
verrottet. Meine Damen und Herren, wir haben es 
jetzt gesehen: Wir müssen ganze Straßenzüge 
sperren, weil sie aus Sicherheitsgründen nicht mehr 
befahrbar sind.  

(Beifall von der SPD und von den GRÜNEN)  

Wir haben deswegen auch die Mittel auf 78,3 Millio-
nen € erhöht. Sie wissen das.  

(Das Ende der Redezeit wird signalisiert.) 

Aber Sie sagen, das sei zu wenig. Im Jahr zuvor 
hatten Sie die Mittel noch abgesenkt. Hätten Sie 
damals auch schon aufgestockt, wären wir ein gan-
zes Stück weitergekommen.  

Nachdem wir ganz intensiv und mit Hochdruck an 
dem Thema gearbeitet haben, kommt jetzt ein An-
trag auf den Tisch. Ich muss sagen: Er hat fast Sati-
recharakter.  

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Herr Minister, 
darf ich Sie auf die Redezeit aufmerksam ma-
chen? 

Harry Kurt Voigtsberger, Minister für Wirtschaft, 
Energie, Bauen, Wohnen und Verkehr: Ja. – Es 
wird beantragt, ein Sonderprogramm gegen 
Schlaglöcher aufzulegen, und zwar mit der Be-
gründung, dies habe die Vorgängerregierung auch 
schon gemacht.  

Klar ist: Sie haben in den letzten fünf Jahren die 
Straßen zerfallen und verkommen lassen. Jetzt 
wollen Sie Schlaglöcher-Programme auflegen. Bei 
Straßen in gutem Zustand entstehen keine Schlag-
löcher, meine Damen und Herren. Nur wenn man 
die Straßen verkommen lässt, machen sie sich ir-
gendwann an der Oberfläche bemerkbar. Dann 
rumpelt man in der Tat über kaputte Straßen. Das 
werden wir durch unser Programm in der Zukunft 
vermeiden und abbauen.  

Wir haben der Erhaltung den Vorrang gegeben. Die 
Mittel sind dafür aufgestockt. Was wir jetzt tun kön-
nen, Schlaglöcher ganz schnell zu sanieren, werden 
wir machen. Dabei wissen wir, dass die Straßen na-
türlich von Grund auf saniert werden müssen. Das 
muss noch geleistet werden.  

Frau Präsidentin, ich darf noch kurz Bezug auf die 
Finanzierung nehmen. Sie haben damals, im Janu-
ar 2010, die Bereitstellung von 12,2 Millionen € zur 
Beseitigung von Schlaglöchern auf Landesstraßen 
verkündet. Wie kamen diese Gelder zustande? – 
Zusätzliches, erspartes Geld. Das hat mich, Herr 
Lehne, natürlich brennend interessiert. Dann stellte 
ich fest: Um diesen Betrag zur Verfügung zu stellen, 
wurden etwa 9 Millionen € aus dem Titel „Erhal-
tungsinvestitionen an Landesstraßen“ genommen, 
also aus dem Titel, aus dem sowieso die Erhaltung 
von Straßen und natürlich auch die Beseitigung von 
Schlaglöchern finanziert werden. Das heißt, Sie ha-
ben letztlich Erhaltungsmittel gegen Erhaltungsmit-
tel getauscht – nicht sehr intelligent.  

Dann haben Sie noch 3,5 Millionen € aus dem Titel 
„Neubau von Landesstraßen“ genommen. Das 
heißt, hierbei wurde auch nichts eingespart. Das 
war auch kein zusätzliches Geld. Sie haben einfach 
Neubaumittel umgewidmet und daraus ein großspu-
riges Aktionsprogramm gegen Schlaglöcher kon-
struiert. Das ist eher ein Taschenspielertrick als eine 
seriöse Finanzierung.  

(Beifall von der SPD, von den GRÜNEN und 
von der LINKEN – Zuruf von Olaf Lehne [CDU]) 

Also: Keine Einsparungen, keine zusätzlichen Mit-
tel. – Ich muss sagen: Solche Anträge können wir 
uns ersparen; die brauchen wir nicht. Wir gehen ganz 
gezielt an die aktuelle Beseitigung der Schlaglöcher 
als kurzfristiges Programm. Wir werden unsere Stra-
ßen nachhaltig verbessern und erhalten. Das ist soli-
de Politik. – Vielen Dank.  
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(Beifall von der SPD, von den GRÜNEN und 
von der LINKEN) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Danke schön, 
Herr Minister. – Der Minister, liebe Kolleginnen und 
Kollegen, hat seine Redezeit um drei Minuten und 
23 Sekunden überzogen, sodass selbstverständ-
lich den Fraktionen eine entsprechend längere 
Redezeit zur Verfügung steht. Falls Sie sie nutzen 
möchten, weise ich die Fraktionen von CDU und 
FDP darauf hin, dass ihre beiden Redner ihre Re-
dezeit bereits erheblich überzogen hatten.  

(Jochen Ott [SPD]: Wir sind großzügig!)  

Möchte jemand die zusätzliche Redezeit nutzen? – 
Das ist nicht der Fall. Dann kann ich auch hier die 
Debatte schließen.  

Wir kommen zur Abstimmung über den Antrag 
Drucksache 15/1072. Die antragstellende Fraktion 
der CDU hat direkte Abstimmung beantragt. Wer 
dem Antrag zustimmen möchte, den bitte ich um 
das Handzeichen. – Das sind die Fraktionen von 
CDU und FDP. Wer stimmt dagegen? – Das sind 
die Fraktionen von SPD, Bündnis 90/Die Grünen 
und Die Linke. Damit ist der Antrag abgelehnt.  

Ich schließe damit Tagesordnungspunkt 5 und rufe 
auf: 

6 Keine zusätzlichen Belastungen von Bürgern 
und Wirtschaft – Gesetzlich beschlossene 
Abschaffung der Wassersteuer beibehalten 

Antrag 
der Fraktion der FDP 
Drucksache 15/1063 

Ich eröffne die Aussprache und erteile Herrn Abrus-
zat das Wort. 

Kai Abruszat (FDP): Frau Präsidentin! Meine sehr 
geehrten Damen und Herren! Der Gesetzentwurf 
zur Wassersteuer zeigt, mit welcher Mentalität die 
Landesregierung jetzt auch an dieser Stelle Politik 
macht. Jagdsteuer, Kies-Euro und jetzt auch die 
Wassersteuer – an vielen Enden werden die Bür-
ger und die Wirtschaft in Nordrhein-Westfalen zu-
sätzlich belastet.  

(Vorsitz: Vizepräsident Oliver Keymis) 

Meine Damen und Herren, die Belastung scheint 
zwar bei der Wassersteuer auf den ersten Blick nur 
ganz gering zu sein, aber es kommt eins zum ande-
ren, und es sind die Summen der Belastungen ins-
gesamt, die die Menschen in diesem Land treffen. 

Denn eins ist doch klar: Die Erhöhung der Wassers-
teuer pro Kubikmeter um etwa 40 % führt automa-
tisch auch zu Wasserpreiserhöhungen für die Bür-
ger. Dazu kommt, dass Sie, meine Damen und Her-

ren von der Landesregierung, bei Kühlwasserent-
nahmen sogar 67 % aufschlagen und somit dafür 
sorgen werden, dass auch die Stromerzeugung teu-
rer wird. Das kann nicht Ihrem Anspruch auf soziale 
Gerechtigkeit entsprechen.  

Sie werden das vermutlich gleich bestreiten und die 
geplante Erhöhung mit notwendigen Ausgaben 
rechtfertigen. Das kann man Ihnen aber nicht 
durchgehen lassen. Ich werde Ihnen das auch er-
läutern: Obwohl wir bereits seit zwei Jahren das 
Wasserentnahmeentgelt abschmelzen, lag der Er-
lös immer noch über den jährlich geschätzten Kos-
ten für die Umsetzung der Wasserrahmenrichtlinie 
von rund 50 Millionen €. Ihre Erlöse dürften sich auf 
mehr als das Doppelte dieser Summe belaufen. 
Und wenn sich die Kosten für die Umsetzung dieser 
Richtlinie verdoppelt haben sollten, dann erklären 
Sie dem Parlament, warum das so ist und warum 
genau an dieser Stelle der entsprechende Kapital-
bedarf besteht.  

Das Wasserentnahmeentgelt wurde in der letzten 
Legislatur auch gerade deshalb abgeschafft, weil es 
um die Frage der Wettbewerbsfähigkeit von Unter-
nehmen geht. Hessen verlangt seit 2003 kein Ent-
gelt mehr für Wasserentnahme, Rheinland-Pfalz mit 
SPD-Regierung unter Kurt Beck hat noch nie eine 
Wassersteuer erhoben. Gerade dort sitzen die wich-
tigsten Wettbewerber der nordrhein-westfälischen 
chemischen Unternehmen. Das Wasserentnahme-
entgelt ist also eine Steuer, die zu einer Wettbe-
werbsverzerrung par excellence führt und den Wirt-
schaftsstandort Nordrhein-Westfalen schwächt. 

Jetzt könnte man vielleicht noch sagen: Eine Erhö-
hung der Wassersteuer hat einen Lenkungseffekt, 
weil man dadurch vielleicht – ökologisch sinnvoll – 
Wasser spart. Fakt ist: Wir haben in Nordrhein-
Westfalen weder qualitativ noch quantitativ Proble-
me mit der Wasserversorgung. Ein noch niedriger 
Verbrauch würde sogar negative Konsequenzen 
haben, da bereits heute – so sagen es jedenfalls 
viele Stadtwerke – die Abwasserrohre mit frischem 
Trinkwasser durchgespült werden müssen, um Ver-
stopfungen und Ablagerungen durch zu niedrigen 
Durchfluss zu vermeiden. Insofern ist der niedrige 
Wasserverbrauch in diesem Fall volkswirtschaftlich 
sogar von Nachteil. Und mit Wassersparen begrün-
den Sie ja auch nicht das Gesetz.  

Das zeigt: Im Vordergrund geht es um das Abzo-
cken von Bürgern und Unternehmen, insbesondere 
vom Mittelstand. 

(Beifall von der FDP) 

Dann gibt es noch die Papierindustrie, die ganz be-
sonders betroffen ist, aber auch insgesamt die Le-
bensmittelindustrie und viele andere Industrieberei-
che mehr.  

Ganz besonders bemerkenswert ist in dem Zu-
sammenhang auch die Tatsache, wie dieses Ge-
setz auf den Weg gebracht wird: Bisher war es bei 
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